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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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113

Neunte Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über die Führung 

des Landeswappens
Vom 21. November 2016

Auf Grund des § 5 des Gesetzes über die Landesfarben, 
das Landeswappen und die Landesfl agge vom 10. März 
1953 (GV. NRW. S. 219), der durch Gesetz vom 2. Oktober 
2014 (GV. NRW. S. 617) neu gefasst worden ist, verordnet 
das Ministerium für Inneres und Kommunales:

Artikel 1

Die Verordnung über die Führung des Landeswappens 
vom 16. Mai 1956 (GV. NRW. S. 163, ber. S. 177), die zu-
letzt durch Verordnung vom 29. Oktober 2014 (GV. NRW. 
S. 720) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt:

„§ 4a

Für den Fall der maschinellen Bearbeitung darf das 
kleine Landessiegel auch elektronisch erstellt werden. 
Sofern sich die siegelführende Stelle eindeutig aus dem 
Schriftstück ergibt, kann das zuständige Ministerium in-
soweit zulassen, dass in der Umschrift des elektronisch 
erzeugten Siegels auf die Bezeichnung der siegelführen-
den Stelle verzichtet wird. Für die Gestaltung und Be-
schriftung sind die Muster 9 und 10 der Anlage maßge-
bend.“

Der Anlage werden folgende Muster 9 und 10 angefügt:

Muster 9: Elektronisches Dienstsiegel mit siegelführen-
der Stelle

Muster 10: Elektronisches Dienstsiegel ohne siegelfüh-
rende Stelle

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 21. November 2016

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ralf  J ä g e r

– GV. NRW. 2016 S. 1036

2023

Zweite Verordnung zur Änderung der 
Entschädigungsverordnung 

Vom 30. November 2016

Auf Grund der

–  § 36 Absatz 4 Satz 3, § 39 Absatz 7 Satz 6, § 45 Ab-
satz  7 Satz  1 und des §  46 Satz  1 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), von denen § 36 Absatz 4 Satz 3 und § 39 
Absatz  7 Satz  6 durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18.  September 2012 (GV. NRW. S.  436) geändert wor-
den sind, und § 45 Absatz 7 Satz 1 durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S.  966) 
geändert und § 46 Satz 1 neu gefasst worden sind,

–  § 30 Absatz 7 Satz 1 und des § 31 Satz 1 der Kreisord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S.  646), von denen §  30 Absatz  7 Satz  1 durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. 
NRW. S.  966) geändert und §  31 Satz  1 neu gefasst 
worden sind,

–  § 16 Absatz 1, § 16 Absatz 2 Satz 1 und § 31 Satz 1 der 
Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.  657), von denen §  16 
Absatz 1 durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Septem-
ber 2012 (GV. NRW. S. 436) und § 16 Absatz 2 Satz 1 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. November 2016 
(GV. NRW. S.  966) neu gefasst worden sind, und §  31 
Satz 1 durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. November 
2016 (GV. NRW. S. 966) geändert worden ist,

–  § 12 Absatz 3 und 4 des Gesetzes über den Regional-
verband Ruhr in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. Februar 2004 (GV. NRW. S. 96), von denen § 12 
Absatz 3 durch Artikel 4 des Gesetzes vom 15. Novem-
ber 2016 (GV. NRW. S. 966) geändert und § 12 Absatz 4 
neu gefasst worden sind,

verordnet das Ministerium für Inneres und Kommunales:

Artikel 1

Die Entschädigungsverordnung vom 5. Mai 2014 (GV. 
NRW. S.  276), die durch Verordnung vom 23. Dezember 
2015 (GV. NRW. S.  936) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Nummer 4 wird das Wort „zehn“ durch das 
Wort „acht“ ersetzt.

  bb)   In Nummer 5 werden die Wörter „den 1-fachen“ 
durch die Wörter „den 1,5-fachen“ ersetzt.

  cc)   Am Ende von Nummer 5 wird ein Komma ein-
gefügt.

  dd)   Nach Nummer 5 wird in einer neuen Zeile fol-
gende Nummer 6 eingefügt:

     „6. bei Vorsitzenden von Ausschüssen der 
kommunalen Vertretungen in Gemeinden und 
Kreisen mit Ausnahme des Wahlprüfungsaus-
schusses und der durch die Hauptsatzung aus-
genommen Ausschüsse den 1-fachen“.

  ee)   Die bisherigen Nummern 6 bis 9 werden die 
Nummern 7 bis 10.

 b)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:

   „(3) Die zusätzliche Aufwandsentschädigung bei 
den Landschaftsverbänden und beim Regionalver-
band Ruhr beträgt:

  1.  bei Vorsitzenden der Landschaftsversammlung
   beziehungsweise der Verbands-
   versammlung  den 9-fachen,

  2.   bei für nicht mehr als zwei Stellvertretungen 
der Vorsitzenden der Landschaftsversammlung 
beziehungsweise der Verbands-
versammlung  den 6-fachen,
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  3.  bei Fraktionsvorsitzenden den 6-fachen,

  4.   bei stellvertretenden Fraktions-
vorsitzenden   den 2-fachen und

  5.   bei Ausschussvorsitzenden der Landschafts-
versammlung beziehungsweise der Verbands-
versammlung mit Ausnahme der durch Satzung 
ausgenommen Ausschüsse den 1-fachen 

   Satz des Betrages der Aufwandsentschädigung für 
Mitglieder der Landschaftsversammlungen bezie-
hungsweise der Verbandsversammlung nach §  1 
Absatz  2 Nummer  4 Buchstabe a und Nummer  5 
Buchstabe a.“

2.  Nach § 3 wird der folgende § 3 a eingefügt:

 „§ 3a
 Ersatz des Verdienstausfalls

  (1) Der Regelstundensatz für den Ersatz des Ver-
dienstausfalls nach §  45 Absatz  7 Satz  1 Nummer  1 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein West-
falen und § 30 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 der Kreis-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beträgt 
8,84 Euro.

  (2) Der Höchstbetrag für den Ersatz des Verdienstaus-
falls nach §  45 Absatz  7 Satz  1 Nummer  1 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein Westfalen 
und § 30 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 der Kreisordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen beträgt 80,00 
Euro.“

3.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) Bei den Gemeinden und Kreisen können Auf-
wandsentschädigungen nach den §§ 1 bis 3 neben-
einander bezogen werden, wenn sie auf mehreren 
Ämtern beruhen. Stellvertreterinnen und Stellver-
treter der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 
oder der Landrätin oder des Landrats, die gleich-
zeitig Fraktionsvorsitzende oder stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende sind, erhalten aus diesen 
Funktionen nur eine Aufwandsentschädigung nach 
§ 3. Insgesamt ist die Höhe der Aufwandsentschädi-
gungen auf den 5-fachen Satz des Betrages der 
Aufwandsentschädigung für Mitglieder kommuna-
ler Vertretungen in Gemeinden und Kreisen gleicher 
Größe nach §  1 Absatz  2 Nummer  1 Buchstabe a 
beziehungsweise Nummer 2 Buchstabe a begrenzt.“

 b)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

   „(3) Bei den Landschaftsverbänden und beim Re-
gionalverband Ruhr können Aufwandsentschädi-
gungen nach den §§ 1 bis 3 nebeneinander bezogen 
werden, wenn sie auf mehreren Ämtern beruhen. 
Vorsitzende der Landschaftsversammlung bezie-
hungsweise der Verbandsversammlung oder deren 
Stellvertretungen, die gleichzeitig Fraktionsvorsit-
zende oder stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
sind, erhalten aus diesen Funktionen nur eine Auf-
wandsentschädigung nach §  3. Insgesamt ist die 
Höhe der Aufwandsentschädigungen auf den 9-fa-
chen Satz des Betrages der Aufwandsentschädi-
gung für Mitglieder der Landschaftsversammlun-
gen beziehungsweise der Verbandsversammlung 
nach §  1 Absatz  2 Nummer  4 Buchstabe a bezie-
hungsweise Nummer 5 Buchstabe a begrenzt.“

 c)   Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Ab-
sätze 4 und 5.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

Düsseldorf, den 30. November 2016

Der Minister
für Inneres und Kommunales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ralf   J ä g e r

– GV. NRW. 2016 S. 1036

2030

Verordnung zur Änderung 
der Beamtenzuständigkeitsverordnung 

Finanzministerium
Vom 22. November 2016

Auf Grund

–  des §  2 Absatz  3 und des §  104 Satz  2 des Landes-
beamtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310), 

–  des §  54 Absatz  3 Satz  2 des Beamtenstatusgesetzes 
vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), 

–  des § 3 Absatz 1 der Verordnung über die Ernennung, 
Entlassung und Zurruhesetzung der Beamtinnen und 
Beamten und und Richterinnen und Richter des Lan-
des Nordrhein-Westfalen vom 25. Februar 2014 (GV. 
NRW. S. 199), der durch Verordnung vom 9. September 
2014 (GV. NRW. S. 500) geändert worden ist, 

–  des §  18 Absatz  2 Satz  2 und des §  79 Absatz  1 des 
Landesbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642),

–  der § 17 Absatz 5 Satz 2, § 32 Absatz 2 Satz 2, § 76 Ab-
satz  5 und §  81 Satz  2 des Landesdisziplinargesetzes 
vom 16. November 2004 (GV. NRW. S. 624), 

verordnet das Finanzministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen:

Artikel 1

Die Beamtenzuständigkeitsverordnung Finanzministe-
rium vom 15. Januar 2015 (GV. NRW. S.  106) wird wie 
folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 wird die Angabe „21. April 2009 (GV. 
NRW. S.  224)“ durch die Angabe „14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310)“ ersetzt. 

 b)   In Absatz  2 Nummer  2 werden die Wörter „des 
mittleren und gehobenen Dienstes“ durch die Wör-
ter „für die Ämtergruppe des zweiten Einstiegsam-
tes der Laufbahngruppe 1und des ersten Einstieg-
amtes der Laufbahngruppe 2“ ersetzt.

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   Im Textteil vor Nummer 1 werden die Wörter 
„des einfachen, mittleren gehobenen und hö-
heren Dienstes“ durch die Wörter „der Lauf-
bahngruppen 1 und 2“ ersetzt. 

  bb)   In Nummer  1 wird die Angabe „20 und 22“ 
durch die Angabe „19 und 21“ ersetzt. 

  cc)   In Nummer 2 werden die Angabe „78“ durch 
die Angabe „77“ ersetzt sowie hinter der An-
gabe „35“ die Angabe „Absatz 2“ eingefügt. 

  dd)   In Nummer 4 werden die Wörter „14 Absatz 2 
und 5“ durch die Wörter „13 Absatz 1 und 2“ 
ersetzt.

 b)   In Absatz 2 Nummer 1 werden die Wörter „Lauf-
bahn des höheren Dienstes der Steuerverwaltung“ 
durch die Wörter „Ämtergruppe des zweiten Ein-
stiegsamtes der Laufbahngruppe 2“ ersetzt. 

3.  § 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 a)   In Nummer 2 wird die Angabe „1 und 2“ durch die 
Angabe „2 und 3“ ersetzt. 

 b)   In Nummer 3 wird die Angabe „2“ durch die An-
gabe „3“ sowie die Angabe „4“ durch die Angabe 
„5“ ersetzt. 

4.  § 5 wird wie folgt geändert: 

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Nummer 2 werden die Wörter „des mittle-
ren und gehobenen Dienstes“ durch die Wör-
ter „der Ämtergruppe des zweiten Einstieg-
samtes der Laufbahngruppe 1 und des ersten 
Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2“ er-
setzt.
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  bb)   In Nummer 3 werden jeweils die Angabe „15“ 
durch die Angabe „18“ und die Wörter „Über-
geleiteten Besoldungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 16. Mai 2013 (GV. 
NRW. S. 234)“ durch die Wörter „Landesbesol-
dungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S. 310, ber. S. 642)“ und die Wörter „Überge-
leiteten Besoldungsgesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen“ durch das Wort „Landesbe-
soldungsgesetz“ ersetzt. 

  cc)   In Nummer 4 wird die Angabe „81“ durch die 
Angabe „80“ ersetzt. 

  dd)   In Nummer 6 wird die Angabe „82“ durch die 
Angabe „81“ ersetzt.

  ee)   In Nummer  7 wird die Angabe „74“ jeweils 
durch die Angabe „72“ ersetzt. 

  ff)   In Nummer 8 wird die Angabe „93“ durch die 
Angabe „92“ ersetzt.

  gg)   In Nummer 9 wird die Angabe „93“ durch die 
Angabe „92“ ersetzt.

  hh)   In Nummer 11 werden die Wörter „des einfa-
chen und mittleren Dienstes“ durch die Wörter 
„der Laufbahngruppe 1“ ersetzt und die Wör-
ter „1 bis 4 des Steuerbeamtenausbildungsge-
setzes“ durch die Wörter „1, 3 und 4 des Steu-
erbeamten-Ausbildungsgesetzes“.

  ii)   Nach Nummer 11 werden folgende Nummern 12 
und 13 eingefügt:

    „12. die Zulassung zur berufl ichen Entwicklung 
innerhalb der Laufbahngruppe 1 gemäß § 6 Ab-
satz 1, 2 und 4 des Steuerbeamten-Ausbildungs-
gesetzes,

    13. die Zulassung zur berufl ichen Entwicklung 
innerhalb der Laufbahngruppe 2 durch modu-
lare Qualifi zierung gemäß §  6 Absatz  5 des 
Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes in Verbin-
dung mit § 20 der Laufbahnverordnung vom 21. 
Juni 2016 (GV. NRW. S. 461),“

  jj)   die bisherige Nummer 12 wird Nummer 14 und 
die Wörter „66 des Übergeleiteten Besoldungs-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen“ 
werden durch die Wörter „ 79 des Landesbesol-
dungsgesetzes“ ersetzt. 

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Nummer 5 werden die Angabe „§§ 66 und 
71“ durch die Angabe „§ 64“ und die Angabe 
„76“ durch die Angabe „74“ ersetzt. 

  bb)   In Nummer  6 wird die Angabe „73 und 74“ 
durch die Angabe „71 und 72“ ersetzt.

  cc)   In Nummer 7 wird die Angabe „93“ durch die 
Angabe „92“ ersetzt. 

 c)   In Absatz  4 Nummer  1 werden die Angabe „15“ 
durch die Angabe „18“ und die Wörter „Übergelei-
teten Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen“ durch das Wort „Landesbesoldungsge-
setzes“ ersetzt. 

5.   In § 6 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „104“ durch 
die Angabe „103“ ersetzt. 

6.  § 8 wird wie folgt geändert:

 a)   In der Überschrift werden das Komma und das 
Wort „Außerkrafttreten“ gestrichen.

 b)  Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 22. November 2016

Der Finanzminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

– GV. NRW. 2016 S. 1037

20302

Sechste Verordnung zur Änderung 
der Nebentätigkeitsverordnung

Vom 29. November 2016

Auf Grund des §  57 des Landesbeamtengesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) und des § 2 
Absatz  2 des Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes 
vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 812), verordnet die 
Landesregierung: 

Artikel 1

§ 13 der Nebentätigkeitsverordnung vom 21. September 
1982 (GV. NRW. S. 605, ber. S. 689), die zuletzt durch Ar-
tikel 7 der Verordnung vom 27. Juni 2014 (GV. NRW. 
S. 376) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   Die Angabe „ 6.000“ wird durch die Angabe 
„9 600“ ersetzt.

 b)  Folgende Sätze werden angefügt:

   „Für Hauptverwaltungsbeamtinnen und Hauptver-
waltungsbeamte, die Vergütungen aus Nebentätig-
keiten gemäß §  18 Satz  3 des Sparkassengesetzes 
vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 696), in der 
jeweils geltenden Fassung, erhalten, gelten abwei-
chend von Satz 1 folgende Höchstgrenzen:

  1.   für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden im 
Verwaltungsrat der Sparkassen 24 000 Euro,

  2.   für die stellvertretende Vorsitzende oder den 
stellvertretenden Vorsitzenden im Verwaltungs-
rat der Sparkassen 19 200 Euro,

  3.   für das einfache Mitglied und die beratende 
Teilnehmerin oder den beratenden Teilnehmer 
im Verwaltungsrat der Sparkassen 14 400 Euro.

   Werden Vergütungen aus Nebentätigkeiten nach 
Satz 1 und Satz 2 innerhalb eines Kalenderjahres 
erzielt, gilt die jeweilige Höchstgrenze nach Satz 2; 
Vergütungen aus Nebentätigkeiten nach Satz  1 
dürfen in diesem Fall die Höchstgrenze von 9 600 
Euro nicht übersteigen. Hauptamtliche Beanstan-
dungsbeamtinnen und Beanstandungsbeamte, die 
gleichzeitig Mitglieder des Verwaltungsrats sind, 
werden hinsichtlich der Höchstgrenze entspre-
chend ihrer Nebentätigkeit wie ein Verwaltungs-
ratsmitglied behandelt. Die Beträge nach Satz  1 
und 2 sind in einem Abstand von jeweils zwei Jah-
ren ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Rege-
lung jeweils entsprechend der in diesem Zeitraum 
vorgenommenen Anpassung der Grundgehalts-
sätze der Endstufe der Besoldungsgruppe A 12 der 
Landesbesoldungsordnung A (Anlage 1 zum Lan-
desbesoldungsgesetz vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S.  310, ber. S.  642)) in der jeweils geltenden Fas-
sung anzupassen.“

2.   In Absatz 2 Satz 1 wird vor dem Wort „Höchstgrenze“ 
das Wort „jeweilige“ eingefügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.
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Düsseldorf, den 29. November 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Für den Minister 
für Inneres und Kommunales

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

– GV. NRW. 2016 S. 1038

630

Verordnung zur Änderung 
der Zuständigkeitsverordnung 

Nachprüfungsverfahren
Vom 29. November 2016

Auf Grund des § 158 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S.1750, 3245), 
der zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Februar 
2016 (BGBl. I S. 203) neu gefasst worden ist und des § 5 
Absatz 3 Satz 1 Landesorganisationsgesetz vom 10. Juli 
1962 (GV. NRW. S. 421), der zuletzt durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S.  462) geändert 
worden ist, insoweit nach Anhörung des fachlich zustän-
digen Ausschusses des Landtags, verordnet die Landes-
regierung:

Artikel 1

Die Zuständigkeitsverordnung Nachprüfungsverfahren 
vom 2. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 872) wird wie folgt 
geändert:

1.  Die Bezeichnung wird wie folgt geändert:

 a)   Die Überschrift „Verordnung über Einrichtung 
und Zuständigkeit der Vergabekammern im Nach-
prüfungsverfahren für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge“ wird durch die Überschrift: „Verord-
nung über Einrichtung und Zuständigkeit der Ver-
gabekammern NRW“ ersetzt.

 b)   Der Klammerzusatz „(Zuständigkeitsverordnung 
Nachprüfungsverfahren – ZuStVO NpV NRW)“ 
wird durch den Klammerzusatz „(Zuständigkeits-
verordnung Vergabekammern NRW – VK ZuStV 
NRW)“ ersetzt.

2.   In § 1 Absatz 1 werden die Wörter „§ 99 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen“ durch die Wörter 
„§  103 Absatz  1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen sowie für Konzessionen im Sinne von 
§  105 Absatz  1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen“ ersetzt. Die Wörter „in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl.  I 
S.  1750, 3245) in der jeweils geltenden Fassung der 
nordrhein-westfälischen Gebietskörperschaften sowie 
der übrigen in § 98 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen genannten“ werden gestrichen. Die 
Wörter „Auftraggeberinnen und Auftraggeber“ wer-
den durch die Wörter „der Auftraggeberinnen und 
Auftraggeber gemäß § 98 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen“ ersetzt. Die Angabe „§  104“ 
wird durch die Angabe „§ 156“ ersetzt.

3.   In § 1 Absatz 2 wird die Angabe „§ 106a“ durch die 
Angabe „§ 159“ ersetzt.

4.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 2 werden Sätze 2 und 3 gestrichen.

 b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende sowie die 
hauptamtliche Beisitzerin oder der hauptamtliche 
Beisitzer eines Spruchkörpers müssen neben den 
Anforderungen an die Mindestqualifi kation des 
§ 157 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen über die Befähigung zum 
Richteramt verfügen. Die Vergabekammer Rhein-
land muss je Spruchkörper neben der Vorsitzenden 
oder dem Vorsitzenden über zwei hauptamtliche 
Beisitzerinnen oder Beisitzer verfügen, die Verga-
bekammer Westfalen muss je Spruchkörper neben 
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden über eine 
hauptamtliche Beisitzerin oder einen hauptamtli-
chen Beisitzer verfügen. Darüber hinaus können 
auch Fachbeamtinnen und Fachbeamte der Lauf-
bahngruppe 2, zweites Einstiegsamt, zu zusätzli-
chen hauptamtlichen Beisitzerinnen oder Beisit-
zern bestellt werden.“

 c)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 2 wird die Angabe „§ 105“ durch die 
Angabe „§ 157“ ersetzt.

  bb)   In Satz  6 wird das Wort „der Ernennung“ 
durch das Wort „die Ernennung“ ersetzt.

 d)  Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

   „(5) Im Übrigen bleiben die Regelungen im § 157 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
unberührt.“

 e)  Absatz 7 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  2 wird das Kommazeichen nach dem 
Wort „Anzahl“ gestrichen. Das Wort „Sitz“ 
wird gestrichen. Die Wörter: „und die Anzahl 
der hauptamtlichen Mitglieder der Spruch-
körper gemäß § 2 Absatz 1, 3 und 4“ werden 
gestrichen.

  bb)  Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:

     „Die Gemeinsame Geschäftsordnung der Ver-
gabekammern NRW regelt die Vertretung zwi-
schen den Spruchkörpern einer Vergabekam-
mer.“

  cc)  Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

  dd)  Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

5.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 wird die Angabe „(1)“ gestrichen.

 b)  Absätze 2 und 3 werden gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 29. November 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Der Minister
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

– GV. NRW. 2016 S. 1039
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Verordnung
über eine Kostenausgleichsregelung für durch 

das Tariftreue- und Vergabegesetz 
Nordrhein-Westfalen 

entstandene kommunale Belastungen 
(Kostenausgleichsverordnung Tariftreue- und 

Vergabegesetz Nordrhein–Westfalen – 
TVgG-KoV NRW)

Vom 29. November 2016

Auf Grund des § 21 Absatz 4 Satz 1 Nummer 5 Buchsta-
ben c und d des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 10. Januar 2012 (GV. NRW. S.  17), 
insoweit im Einvernehmen mit dem für Wirtschaft zu-
ständigen Ausschuss des Landtags, und des § 1 Absatz 1 
Satz 2 des Konnexitätsausführungsgesetzes vom 22. Juni 
2004 (GV. NRW. S. 360) verordnet die Landesregierung:

§ 1
Belastungsausgleich

(1) Die kommunalen öffentlichen Auftraggeber erhalten 
als Ersatz der notwendigen, durchschnittlichen Aufwen-
dungen, die durch die Verteuerung von öffentlichen Auf-
trägen oder durch die zusätzliche Rechtsverfolgung in 
Folge der Anwendung des Tariftreue- und Vergabegeset-
zes Nordrhein-Westfalen vom 10. Januar 2012 (GV. NRW. 
S.  17) entstanden sind, einen einmaligen Kostenaus-
gleich.

(2) Der Kostenausgleich wird für die Jahre 2013 und 
2014 gezahlt. Für das Jahr 2012 erfolgt eine anteilige 
Zahlung. Der auszugleichende Aufwand wird pauscha-
liert. Die Höhe der Ausgleichszahlung beträgt 20 422 526 
Euro.

(3) Der Ausgleichsbetrag beträgt für die kreisfreien 
Städte 8 421 388 Euro, für die kreisangehörigen Städte 
und Gemeinden 7 902 340 Euro sowie für die Kreise 3 
945 246 Euro. Der Ausgleichsbetrag wird für die kreis-
freien Städte auf der Basis der Einwohnerzahl aufgeteilt. 
Die Aufteilung für die Kreise und die kreisangehörigen 
Städte und Gemeinden erfolgt hälftig nach einem So-
ckelbetrag und hälftig auf der Basis der Einwohnerzah-
len. Für die Landschaftsverbände Rheinland und Westfa-
len-Lippe und den Regionalverband Ruhr wird ein 
Ausgleichsbetrag in Höhe von jeweils 51 184 Euro fest-
gesetzt. Die konkreten Einzelheiten ergeben sich aus den 
jeweiligen Berechnungstabellen (siehe Anlage 1 und 2).

§ 2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft und am 31. Dezember 2017 außer Kraft.

Düsseldorf, den 29. November 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

– GV. NRW. 2016 S. 1040
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Erste Verordnung
zur Änderung der Hegeplanverordnung

Vom 29. November 2016

Auf Grund des § 30 a Absatz 1 und 4 des Landesfi sche-
reigesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. 
Juni 1994 (GV. NRW. S.  516, ber. S.  864), der zuletzt 
durch Gesetz vom 9. Februar 2010 (GV. NRW. S.  137) 
 geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Kli-
maschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbrau-
cherschutz nach Anhörung des zuständigen Landtags-
ausschusses und nach Anhörung des Beirates für das 
Fischereiwesen:

Artikel 1

In §  3 Satz  1 der Hegeplanverordnung vom 19. April 
2010 (GV. NRW. S. 268), die durch Artikel 1 der Verord-
nung vom 17. Oktober 2014 (GV. NRW. S. 682) geändert 
worden ist, wird die Angabe „2016“ durch die Angabe 
„2018“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 29. November 2016

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Johannes  R e m m e l

– GV. NRW. 2016 S. 1040

2022

Satzung
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

über die Heranziehung der Städte, 
Kreise und kreisangehörigen Gemeinden

zur Durchführung der Aufgaben des überörtlichen 
Trägers der Sozialhilfe
Vom 24. November 2016

Auf Grund des § 6 Absatz 1 und des § 7 Absatz 1 Buch-
stabe d der Landschaftsverbandsordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657) in Verbindung 
mit §  3 Absatz  1 des Landesausführungsgesetzes zum 
Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) – Sozialhilfe 
– für das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. Dezember 
2004 (GV. NRW. S. 816) hat die 14. Landschaftsversamm-
lung Westfalen-Lippe am 24. November 2016 folgende 
Satzung beschlossen:

§ 1

Zur Durchführung von Aufgaben des überörtlichen Trä-
gers der Sozialhilfe innerhalb des Geltungsbereiches des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – (Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl.  I 
S.  3022, 3023), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
31. Juli 2016 (BGBl. I S. 1939) geändert worden ist, wer-
den die kreisfreien Städte und Kreise herangezogen:

1.   für laufende Leistungen der Hilfe zum Lebensunter-
halt nach dem Dritten Kapitel des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch für Menschen mit Behinderungen, 
die vom überörtlichen Träger der Sozialhilfe Hilfen 
zur Gesundheit oder Leistungen der medizinischen 
Rehabilitation in einer stationären Einrichtung er-
halten.
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2.   für nachfolgende Leistungen für Menschen mit Be-
hinderungen, die vom überörtlichen Träger der Sozi-
alhilfe Leistungen nach § 2 a Absatz 1 Nummer 2 des 
Landesausführungsgesetzes zum Sozialgesetzbuch 
Zwölftes Buch (SGB XII) – Sozialhilfe – für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 16. Dezember 2004 (GV. 
NRW. S.  816) in der jeweils geltenden Fassung nach 
dem Sechsten Kapitel des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch erhalten:

 a)   Hilfen zur Gesundheit nach dem Fünften Kapitel 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch

 b)   Hilfen zur Förderung der Verständigung mit der 
Umwelt nach dem Sechsten Kapitel des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch

 c)   Hilfen zur Inanspruchnahme der Fahrdienste für 
behinderte Menschen nach dem Sechsten Kapitel 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch

 d)   Kleinere Hilfsmittel nach dem Sechsten Kapitel 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch

 e)   Ambulante Hilfe zur Pfl ege nach dem Siebten Ka-
pitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch

 f)   Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer 
Schwierigkeiten nach dem Achten Kapitel des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch

 g)   Hilfe in anderen Lebenslagen nach dem Neunten 
Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch -, 
mit Ausnahme der Blindenhilfe nach §  72 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch

3.

 a)   für die Versorgung von Menschen mit Behinderun-
gen mit Körperersatzstücken und größeren Hilfs-
mitteln zur medizinischen Rehabilitation, zur Teil-
habe am Arbeitsleben und zur Teilhabe am Leben 
in der Gemeinschaft (§ 2 a Absatz 1 Nummer 4 des 
Landesausführungsgesetzes zum Sozialgesetzbuch 
Zwölftes Buch (SGB XII) – Sozialhilfe – für das 
Land Nordrhein-Westfalen) mit Ausnahme der 
Kraftfahrzeughilfe nach den §§  8 bis 10 der Ein-
gliederungshilfe-Verordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Februar 1975 (BGBl.  I 
S.  433), die zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022) geändert 
worden ist.

   Der überörtliche Träger der Sozialhilfe entscheidet 
bei der Versorgung von Menschen mit Behinderun-
gen in jedem Falle selbst, wenn diese von ihm un-
mittelbar Hilfe in stationärer Form oder im Rah-
men der Hilfe zum Besuch einer Hochschule nach 
§ 54 Absatz 1 Nummer 2 des Zwölften Buches So-
zialgesetzbuch erhalten.

 b)   für Hilfen bei der Beschaffung, dem Umbau, der 
Ausstattung und der Erhaltung einer Wohnung, die 
den besonderen Bedürfnissen von Menschen mit 
Behinderungen entspricht (§  2 a Absatz  1 Num-
mer 2 des Landesausführungsgesetzes zum Sozial-
gesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) – Sozialhilfe 
– für das Land Nordrhein-Westfalen).

4.   für die Hilfe für die Betreuung in einer Pfl egefamilie 
gemäß §  54 Absatz  3 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch und die Leistungen, welche gleichzeitig nach 
anderen Kapiteln des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch zu erbringen sind (§ 2 a Absatz 1 Nummer 7 des 
Landesausführungsgesetzes zum Sozialgesetzbuch 
Zwölftes Buch (SGB XII) – Sozialhilfe – für das Land 
Nordrhein-Westfalen).

5.

 a)   für alle ambulanten Leistungen nach dem Siebten 
Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch für 
Menschen mit Behinderungen, soweit der überört-
liche Träger der Sozialhilfe nach §  2 a Absatz  1 
Nummer  2 des Landesausführungsgesetzes zum 
Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) – Sozi-
alhilfe – für das Land Nordrhein-Westfalen sach-
lich zuständig ist, die mit dem Ziel geleistet wer-
den, ein selbstständiges Wohnen außerhalb der 
Herkunftsfamilie zu ermöglichen oder zu sichern. 
Die Heranziehung umfasst alle gleichzeitig zu er-

bringenden Leistungen nach dem Fünften bis 
Neunten Kapitel des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch, mit Ausnahme der Blindenhilfe nach 
§ 72.

 b)   für die ambulanten Hilfen nach dem Siebten Kapi-
tel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch für 
Menschen mit Behinderungen, die vom überörtli-
chen Träger der Sozialhilfe Leistungen in stationä-
ren Einrichtungen erhalten, für Zeiten einer vorü-
bergehenden Beurlaubung aus der Einrichtung.

6.   für die Hilfe zur Pfl ege in teilstationärer oder statio-
närer Form und für die Hilfe in stationären Hospizen 
einschließlich der Leistungen nach § 97 Absatz 4 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, soweit der über-
örtliche Träger der Sozialhilfe unter Berücksichtigung 
von § 2 a Absatz 1 Nummer 1 des Landesausführungs-
gesetzes zum Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB 
XII) – Sozialhilfe – für das Land Nordrhein-Westfalen 
sachlich zuständig ist.

Die Heranziehung umfasst die Auskunftspfl icht nach 
§  128 g des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch für die 
Bundesstatistik für das Vierte Kapitel des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (§§ 128 a ff. des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch). Der Landschaftsverband Westfalen-
Lippe wird über die erteilten Auskünfte informiert.

§ 2

Die Kreise können ihre kreisangehörigen Gemeinden zur 
Durchführung der ihnen durch diese Satzung obliegen-
den Aufgaben heranziehen.

§ 3

Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe erstattet den 
kreisfreien Städten und Kreisen die im Zusammenhang 
mit der Durchführung der Aufgaben nach dieser Sat-
zung aufgewendeten Kosten. Dies gilt nicht für die Per-
sonal- und Sachkosten der Verwaltung sowie die Verfah-
renskosten.

§ 4

Die herangezogenen Gebietskörperschaften entscheiden 
in eigenem Namen.

§ 5

Die herangezogenen Gebietskörperschaften machen im 
Rahmen der Aufgaben gemäß §  1 die Ansprüche des 
überörtlichen Trägers der Sozialhilfe gegen die leis-
tungsberechtigte Person und gegen Dritte in eigenem 
Namen geltend und setzen sie durch. 

§ 6

Bei stationären Leistungen ist für die Durchführung der 
Aufgaben nach dieser Satzung die Gebietskörperschaft 
zuständig, in deren Bereich die leistungsberechtigte Per-
son ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Zeitpunkt der 
Aufnahme in die Einrichtung hat oder in den zwei Mo-
naten vor der Aufnahme zuletzt gehabt hat. §  98 Ab-
satz 2 Satz 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch gilt 
entsprechend. Steht innerhalb von vier Wochen nicht 
fest, ob und wo der gewöhnliche Aufenthalt nach Satz 2 
oder 3 begründet worden ist oder ist ein gewöhnlicher 
Aufenthaltsort nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln 
oder liegt ein Eilfall vor, ist für die Durchführung der 
Aufgaben nach dieser Satzung die Gebietskörperschaft 
zuständig, in deren Bereich sich die leistungsberechtigte 
Person tatsächlich aufhält.

Für die Leistungen nach § 1 an Personen, die vom Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe Leistungen in Formen 
ambulanter betreuter Wohnmöglichkeiten außerhalb von 
Westfalen-Lippe erhalten, ist die Gebietskörperschaft in 
Westfalen-Lippe zuständig, in deren Bereich sich die 
leistungsberechtigte Person zuletzt tatsächlich aufgehal-
ten hat.

In allen übrigen Fällen führt die Gebietskörperschaft die 
Aufgaben nach dieser Satzung durch, in deren Bereich 
sich die leistungsberechtigte Person tatsächlich aufhält. 
Das gilt auch in Fällen des § 1 Nummer 5 b.
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§ 7

Auf Antrag der herangezogenen Gebietskörperschaft 
leistet der Landschaftsverband Westfalen-Lippe im Ver-
fahren vor den Gerichten Rechtsbeistand. 

Die entstandenen Prozesskosten werden erstattet.

§ 8

Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Durchführung 
der Aufgaben, insbesondere eines einheitlichen Verfah-
rens bei der Ermittlung und Bemessung der Sozialhilfe-
leistungen innerhalb des Verbandsgebietes, erlässt der 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe allgemeine Wei-
sungen und Weisungen im Einzelfall.

Für Hilfen, welche mit den gesetzlichen Bestimmungen, 
Richtlinien oder Weisungen nicht im Einklang stehen, 
wird kein Ersatz geleistet. Der Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe kann gegebenenfalls – wenn die heran-
gezogene Gebietskörperschaft ein Verschulden trifft – 
von seinem Rückforderungsrecht Gebrauch machen.

§ 9

Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe behält sich 
vor, die Durchführung der Aufgaben nach dieser Satzung 
zu überprüfen und im Allgemeinen oder im Einzelfall 
selbst tätig zu werden.

Hierzu ist der LWL berechtigt, Bücher, Belege und sons-
tige Unterlagen zur Prüfung anzufordern oder die ord-
nungsgemäße Durchführung der Aufgaben durch ört-
liche Erhebungen zu prüfen. Die herangezogenen 
Gebietskörperschaften sind verpfl ichtet, dem LWL auf 
Verlangen die notwendigen Auskünfte zu erteilen und 
die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten.

§ 10

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2016 in 
Kraft. Die Satzung über die Heranziehung der Städte, 
Kreise und kreisangehörigen Gemeinden zur Durchfüh-
rung der Aufgaben des überörtlichen Trägers der Sozial-
hilfe vom 10. März 2005 (GV. NRW. S.  202), die zuletzt 
durch Satzung vom 20. November 2014 (GV. NRW. 
S.  859) geändert worden ist, tritt mit gleicher Wirkung 
außer Kraft.

Münster, den 24. November 2016

Dieter  G e b h a r d

Vorsitzender der
14. Landschaftsversammlung

Matthias  L ö b

Schriftführer der
14. Landschaftsversammlung

Die vorstehende Satzung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe wird gemäß §  6 Absatz  2 der Land-
schaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-West-
falen vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657) in der jeweils 
geltenden Fassung bekannt gemacht.

Nach §  6 Absatz  3 Landschaftsverbandsordnung kann 
die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn

a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b)   die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c)   der Direktor des Landschaftsverbandes hat den Be-
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 24. November 2016

Der Direktor
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

Matthias  L ö b

– GV. NRW. 2016 S. 1040
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Verordnung 
über die Anerkennung von Angeboten 

zur Unterstützung im Alltag und Förderung 
der Weiterentwicklung der Versorgungsstruktur 

in Nordrhein-Westfalen 
(Anerkennungs- und Förderungsverordnung – 

AnFöVO)
Vom 6. Dezember 2016

Auf Grund des § 45b Absatz 4 Satz 1 und des § 45c Ab-
satz 6 Satz 4 des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Sozi-
ale Pfl egeversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. 
Mai 1994, BGBl.  I S. 1014, 1015), die zuletzt durch Ge-
setz vom 17. Dezember 2014 (BGBl.  I S.  2222) geändert 
worden sind sowie des § 45d Absatz 3 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch, der zuletzt durch Gesetz vom 17. Juli 
2015 (BGBl. I S. 1368) geändert worden ist, verordnet die 
Landesregierung: 

Inhaltsübersicht

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften, Begriffsbestimmungen

§ 1  Gegenstand 

§ 2  Zielgruppen 

§ 3  Ziele 

§ 4  Angebote zur Unterstützung im Alltag

§ 5  Anbieterinnen und Anbieter 

§ 6  Fachkraft 

Teil 2 
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Teil 1
Allgemeine Vorschriften, Begriffsbestimmungen

§ 1
Gegenstand

Diese Verordnung regelt

1.   die Voraussetzungen und das Verfahren der Anerken-
nung der Angebote zur Unterstützung im Alltag im 
Sinne des § 45b Absatz 1 Satz 6 Nummer 4 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pfl egeversicherung 
– (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl.  I 
S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 2a des Geset-
zes vom 11. Oktober 2016 (BGBl.  I S. 2233) geändert 
worden ist, 

2.   die Grundsätze und die Förderung des Auf- und Aus-
baus und der Unterstützung von Gruppen ehrenamt-
lich tätiger sowie sonstiger zum bürgerschaftlichen 
Engagement bereiter Personen und entsprechender 
ehrenamtlicher Strukturen sowie zur Weiterentwick-
lung der Versorgungsstrukturen und Versorgungskon-
zepte im Sinne des § 45c Absatz 1 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch sowie 

3.   die Grundsätze und das Verfahren, nach denen der 
Auf- und Ausbau von Selbsthilfegruppen, -organisati-
onen und -kontaktstellen im Sinne des § 45d des Elf-
ten Buches Sozialgesetzbuch gefördert werden. 

§ 2
Zielgruppen

Zielgruppen der nach dieser Verordnung anzuerkennen-
den beziehungsweise zu fördernden Angebote und 
Strukturen sind

1.   pfl egende Angehörige und vergleichbar nahestehende 
Pfl egepersonen in ihrer Eigenschaft als Pfl egende 
sowie

2.  Pfl egebedürftige in häuslicher Pfl ege.

§ 3
Ziele

(1) Ziele der Verordnung sind, 

1.   durch bedarfsorientierte, qualitätsgesicherte und nied-
rigschwellige Hilfsangebote anspruchsberechtigte Per-
sonen darin zu unterstützen, ihre Fähigkeiten zur 
selbstbestimmten und selbstständigen Gestaltung des 
Alltags zu fördern sowie

2.   pfl egende Angehörige und vergleichbar nahestehende 
Pfl egepersonen in ihrer Eigenschaft als Pfl egende zu 
unterstützen und ihnen eine Möglichkeit zur Entlas-
tung zu eröffnen. 

(2) Maßnahmen zur Weiterentwicklung einer leistungs-
fähigen und nachhaltigen Unterstützungsstruktur sollen 
als gesamtgesellschaftliche Aufgabe und zentrale Anlie-
gen einer sorgenden und achtsamen Gemeinschaft und 
quartiersorientierten Sozialpolitik vor Ort verstanden 
und umgesetzt werden. Dadurch soll den Zielen und Be-
stimmungen des Gesetzes zu dem Übereinkommen der 
Vereinten Nationen vom 13. Dezember 2006 über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen sowie zu dem 
Fakultativprotokoll vom 13. Dezember 2006 zum Über-
einkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen vom 21. Dezember 2008 
(BGBl. II S. 1419) Rechnung getragen werden. 

§ 4 
Angebote zur Unterstützung im Alltag

Angebote zur Unterstützung im Alltag im Sinne des 
§ 45b Absatz 1 Satz 6 Nummer 4 des Elften Buches Sozi-
algesetzbuch tragen dazu bei, Pfl egepersonen zu entlas-
ten und helfen Pfl egebedürftigen, möglichst lange in 
ihrer häuslichen Umgebung zu bleiben, soziale Kontakte 
aufrecht zu erhalten und ihren Alltag weiterhin mög-
lichst selbständig bewältigen zu können. Angebote zur 
Unterstützung im Alltag sind

1.   Angebote, in denen insbesondere ehrenamtliche Hel-
ferinnen und Helfer unter pfl egefachlicher Anleitung 
die Betreuung von Pfl egebedürftigen mit allgemeinem 
oder mit besonderem Betreuungsbedarf in Gruppen 
oder im häuslichen Bereich übernehmen (Betreuungs-
angebote),

2.   Angebote, die der gezielten Entlastung und beraten-
den Unterstützung von pfl egenden Angehörigen und 
vergleichbar nahestehenden Pfl egepersonen in ihrer 
Eigenschaft als Pfl egende dienen (Angebote zur Ent-
lastung von Pfl egenden) und

3.   Angebote, die dazu dienen, die Pfl egebedürftigen bei 
der Bewältigung von allgemeinen oder pfl egebeding-
ten Anforderungen des Alltags oder im Haushalt, ins-
besondere bei der Haushaltsführung, oder bei der ei-
genverantwortlichen Organisation individuell 
benötigter Hilfeleistungen zu unterstützen (Angebote 
zur Entlastung im Alltag). 

§ 5 
Anbieterinnen und Anbieter

Angebote nach dieser Verordnung können erbracht wer-
den von:

1.   nach §  72 des Elften Buches Sozialgesetzbuch zuge-
lassenen Pfl egeeinrichtungen,

2.   sonstigen Anbieterinnen und Anbietern ohne Versor-
gungsvertrag nach §  72 des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch mit sozialversicherungspfl ichtigen oder 
mindestens zwei geringfügig beschäftigten Arbeitneh-
merinnen oder Arbeitnehmern,

3.   Einzelkräften, die ihre Leistungen im Rahmen einer 
selbstständigen Tätigkeit oder eines unmittelbaren 
Beschäftigungsverhältnisses mit einer Person nach § 2 
erbringen,

4.   juristischen Personen des öffentlichen Rechts und 
Einrichtungen zur Förderung gemeinnütziger, mildtä-
tiger und kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 der Abga-
benordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die zu-
letzt durch Artikel 3 Absatz 13 des Gesetzes vom 26. 
Juli 2016 (BGBl.  I S.  1824) geändert worden ist), die 
ehrenamtlich tätige Personen (§  3 Nummern 26 und 
26a Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 
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3862), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 7. 
November 2016 (BGBl. I S. 2498) geändert worden ist) 
einsetzen oder

5.   qualifi zierten Einzelpersonen, die auf der Basis eines 
freiwilligen, bürgerschaftlichen Engagements mit be-
sonderem persönlichem Bezug ehrenamtlich tätig 
werden. 

§ 6 
Fachkraft

(1) Fachkräfte im Sinne dieser Verordnung sind Perso-
nen, welche die Voraussetzungen des § 1 Absatz 1 und 2 
Nummer 1 und 2 der Wohn- und Teilhabegesetz-Durch-
führungsverordnung vom 23. Oktober 2014 (GV. NRW. 
S. 686) erfüllen. 

(2) Aufgaben der Fachkräfte sind insbesondere

1.   die fachliche und psychosoziale Anleitung, Begleitung 
und Unterstützung der leistungserbringenden Perso-
nen, die nicht selbst eine Qualifi kation als Fachkraft 
im Sinne der Verordnung aufweisen,

2.   die Durchführung von regelmäßigen Team- und Fall-
besprechungen für die leistungserbringenden Perso-
nen, die nicht selbst eine Qualifi kation als Fachkraft 
im Sinne der Verordnung aufweisen, sowie

3.   die Beratung, auch in Form der aufsuchenden Bera-
tung, der Nutzenden zu Bedarfen und geeigneten For-
men der Betreuung und Entlastung. 

(3) Für hauswirtschaftliche Unterstützung im Sinne des 
§ 4 Satz 2 Nummer 3 können auch Familienpfl egerinnen 
und Familienpfl eger oder Hauswirtschaftsfachkräfte als 
Fachkräfte die Anleitung und Begleitung übernehmen. 
Hauswirtschaftsfachkräfte sind Personen, die in einer er-
folgreich abgeschlossenen dreijährigen Ausbildung oder 
einem Studium die erforderlichen Fähigkeiten und 
Kenntnisse erworben haben, um die hauswirtschaftliche 
Versorgung (Ernährung, Verpfl egung, Reinigung, Wäsche-
versorgung) der Nutzerinnen und Nutzer zu organisie-
ren, zu planen, durchzuführen sowie dabei durch Einhal-
tung der Hygieneanforderungen einen ausreichenden 
Schutz vor Infektionen zu gewährleisten. 

Teil 2 
Anerkennung von Angeboten zur Unterstützung 

im Alltag

Kapitel 1 
Allgemeine Anerkennungsvoraussetzungen

§ 7 
Anforderungen an Angebote

(1) Die Voraussetzungen für die Anerkennung eines An-
gebotes nach dieser Verordnung sind, dass 

1.  es auf Dauer und Regelmäßigkeit angelegt ist,

2.   die Leistungen durch angebotsbezogen qualifi zierte 
Personen erbracht werden und mindestens eine Fach-
kraft in Aufsichts- und Anleitungsfunktion vorhan-
den ist,

3.   ein ausreichender Versicherungsschutz für Schäden 
vorgehalten wird, die im Rahmen der ausgeübten Tä-
tigkeit verursacht werden können,

4.   dem Angebot ein Konzept mit einer Leistungsbe-
schreibung, einer Kostenübersicht sowie Angaben zur 
Qualitätssicherung schriftlich zugrunde liegt und

5.   Anbieterinnen und Anbieter die notwendige Zuver-
lässigkeit besitzen und gewährleisten, dass auch die 
leistungserbringenden Personen über die notwendige 
Zuverlässigkeit verfügen.

Für den Nachweis des Vorhandenseins einer Fachkraft im 
Sinne des Satz 1 Nummer 2 ist es ausreichend, dass ein 
Kooperationsvertrag mit einer solchen geschlossen und 
nachgewiesen wird. Dem Nachweis ist ebenfalls eine Er-
klärung der Fachkraft beizufügen, wonach die Koopera-
tion nicht zu einer Überforderung führt und der Auftrag 
für die Fachkraft insoweit leistbar ist.

(2) Ein Angebot zur Unterstützung im Alltag nach dieser 
Verordnung muss niedrigschwellig sein und somit mit 
einem geringen organisatorischen und fi nanziellen Auf-
wand in Anspruch zu nehmen sein. 

(3) Körperbezogene Pfl egemaßnahmen im Sinne des Elf-
ten Buches Sozialgesetzbuch und der Behandlungspfl ege 
im Sinne des Fünften Buches Sozialgesetzbuch – Gesetz-
liche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1988, BGBl.  I S.  2477, 2482), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Oktober 2016 
(BGBl. I S. 2233) geändert worden ist, dürfen nicht zum 
vorgesehenen und anzuerkennenden Leistungsinhalt von 
Angeboten im Sinne dieser Verordnung zählen.

(4) Angebote werden nach dieser Verordnung nur aner-
kannt, wenn für Leistungen nach dieser Verordnung 
nicht mehr als 25 Euro pro Stunde von nicht tarifgebun-
denen sowie 28 Euro von tarifgebundenen Anbieterinnen 
und Anbietern abgerechnet werden. Hierin enthalten 
sind alle Nebenkosten, ausgenommen notwendige Fahrt-
kosten. Anbieterinnen und Anbieter, die ihren Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern nachweislich ein Ent-
gelt in Anlehnung eines Tarifvertrages entrichten, 
werden tarifgebundenen Anbieterinnen und Anbietern 
gleichgestellt. Handelt es sich um ein gruppenbezogenes 
Angebot, das gleichzeitig drei oder mehr anspruchsbe-
rechtigten Personen zugute kommt, beträgt der maxi-
male Abrechnungsbetrag 20 Euro pro Stunde. Die Fahrt-
kosten müssen, wie die Preise für die Angebote zur 
Unterstützung im Alltag, im Vorfeld den Nutzerinnen 
und Nutzern transparent dargelegt werden. Die Landes-
regierung prüft alle zwei Jahre unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Preissteigerung Notwendigkeit und 
Höhe einer Anpassung der maximal anerkennungsfähi-
gen Entgelthöhe. Soweit möglich, ist bei der Abrechnung 
mit den Pfl egekassen das Institutionskennzeichen anzu-
geben. 

§ 8
Qualifi zierung der leistungserbringenden Personen

(1) Leistungserbringende Personen haben eine für die 
Erbringung der Tätigkeit erforderliche Qualifi kation 
vorzuweisen. Hierzu ist, sofern die Person nicht Fach-
kraft im Sinne des § 6 Absatz 1 ist oder über eine abge-
schlossene Berufsausbildung im Bereich Pfl ege verfügt, 
mindestens eine Basisqualifi kation gemäß den nachfol-
genden Vorgaben erforderlich. Darüber hinausgehende 
angebotsbezogene Qualifi kationen haben die Anbieterin-
nen und Anbieter sicherzustellen. Ferner müssen die je-
weils leistungserbringende Person und die Nutzerin oder 
der Nutzer über eine gemeinsame sprachliche Ebene zur 
Kommunikation verfügen. 

(2) Die Basisqualifi zierung berücksichtigt mindestens 
folgende Inhalte:

1.   Basiswissen über Krankheits- und Behinderungsbil-
der und Umgang mit Personen in der jeweiligen Ziel-
gruppe sowie Basiswissen zum Gesetze zu dem Über-
einkommen der Vereinten Nationen vom 13. Dezember 
2006 über die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen sowie zu dem Fakultativprotokoll vom 13. Dezem-
ber 2006 zum Übereinkommen der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
vom 21. Dezember 2008,

2.   auf das Handlungsfeld abgestimmte wesentliche in-
haltliche Grundsätze (beispielsweise der Haushalts-
führung und Hauswirtschaft, der Betreuungsange-
bote),

3.   angemessenes Grund- und Notfallwissen im Umgang 
mit Pfl egebedürftigen,

4.   Wahrnehmung des sozialen Umfeldes und des beste-
henden Hilfe- und Unterstützungsbedarfs,

5.   Grundkenntnisse der besonderen Anforderungen an 
die Kommunikation mit Personen in der jeweiligen 
Zielgruppe,

6.  Selbstmanagement und Refl exionskompetenz,

7.  Rahmenbedingungen,

8.  Möglichkeiten der Konfl iktlösung und
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9.   Grundkenntnisse über Angebote zur Unterstützung 
im Alltag.

Das Nähere zu den erforderlichen Qualifi zierungsinhal-
ten kann durch das für die Pfl egeversicherung zustän-
dige Ministerium in einem Rahmencurriculum geregelt 
werden. 

(3) Die Basisqualifi zierung muss durch eine Fachkraft 
vermittelt werden und mindestens 40 Unterrichtsstun-
den umfassen. Ihr muss eine Konzeption zugrunde lie-
gen, die die Inhalte des Absatzes 2 abdeckt. Die Konzep-
tion dieser Schulungen bedarf der Anerkennung durch 
die zuständige Behörde.

(4) Erfolgreich abgeschlossene Qualifi zierungen gemäß 
der Richtlinien, die auf der Grundlage des § 87b des Elf-
ten Buches Sozialgesetzbuch beschlossen wurden oder 
eine von der zuständigen Behörde als vergleichbar aner-
kannte Qualifi kation, die mindestens dem Inhalt und 
Umfang einer Qualifi zierung gemäß der Richtlinien, die 
auf der Grundlage des § 87b des Elften Buches Sozialge-
setzbuch beschlossen wurden, entspricht, sind der in Ab-
satz 3 dargestellten Basisqualifi kation gleichgestellt. 

(5) Die zuständige Behörde führt ein Verzeichnis, das die 
in Nordrhein-Westfalen nach dieser Verordnung als ver-
gleichbar anerkannten Qualifi kationen im Sinne von Ab-
satz 4 ausweist. 

(6) Die leistungserbringenden Personen müssen regel-
mäßig an Schulungen beziehungsweise Fortbildungen 
teilnehmen, die den Umfang eines Schulungstages pro 
Jahr aufweisen. Art und Umfang der Schulungen bezie-
hungsweise Fortbildungen sind auf das jeweilige Ange-
bot und die Zielgruppe auszurichten. 

§ 9 
Angebotstransparenz und Qualitätssicherung

(1) Die Anbieterinnen und Anbieter stellen ihr Angebot 
transparent in einem Leistungskonzept dar. Dieses ist 
Grundlage für die allgemeine Leistungserbringung und 
legt die anzubietenden Leistungen sowie die Höhe der 
den Pfl egebedürftigen hierfür in Rechnung zu stellenden 
Kosten dar. Dieses Konzept ist möglichen Nutzerinnen 
und Nutzern auf Verlangen auszuhändigen. Auf die Mög-
lichkeit der Aushändigung hat die Anbieterin oder der 
Anbieter vor Vertragsabschluss hinzuweisen. Das Kon-
zept hat mindestens folgende Angaben zu beinhalten:

 1.   Name und Kontaktdaten der Anbieterin oder des 
Anbieters,

 2.  Zielgruppen und Regelmäßigkeit,

 3.  Qualitätssicherung des Angebots,

 4.  Inhalt der Leistungsangebote,

 5.   bei Gruppenangeboten das vorgesehene Verhältnis 
von betreuenden Personen zu betreuten Personen,

 6.   zielgruppen- und tätigkeitsgerechte Qualifi kation 
der leistungserbringenden Personen und Vorhanden-
sein von Grund- und Notfallwissen im Umgang mit 
Pfl egebedürftigen,

 7.   angemessene Schulung und Fortbildung der leis-
tungserbringenden Personen sowie eine Sicherstel-
lung einer fachlichen Anleitung und kontinuierli-
chen fachlichen Begleitung und Unterstützung in 
ihrer Arbeit,

 8.  bestehende Kooperationen,

 9.   Abwesenheits- und Krankheitsvertretungsregelun-
gen und

10.   Regelungen zum Beschwerdemanagement und zu 
vorgesehenen Kriseninterventionsmöglichkeiten (zum 
Beispiel durch Kooperation mit Pfl egeberatung, kom-
munalen Beratungsstellen, Pfl egestützpunkten, De-
menzservicezentren). 

Bei wesentlichen Änderungen hinsichtlich der angebote-
nen Leistungen ist das Konzept entsprechend fortzu-
schreiben. Bei Änderungen der hierfür in Rechnung ge-
stellten Kosten sind die entsprechenden Angaben zu 
aktualisieren. 

(2) Zur Sicherstellung der Qualität des Angebotes, um 
Vertrauen in die Erfüllung und Sicherstellung der Quali-
tätsanforderungen zu schaffen und ihrer Optimierung zu 
dienen, haben die Anbieterinnen und Anbieter zur Qua-
litätssicherung schriftlich folgende Angaben festzulegen:

1.  Aufgaben der Fachkraft,

2.   Sicherstellung einer angemessenen Schulung und 
Fortbildung sowie einer fachlichen Anleitung und 
kontinuierlichen fachlichen Begleitung und Unter-
stützung der leistungserbringenden Personen in ihrer 
Arbeit und

3.   Angebot und Sicherstellung von regelmäßigen Praxis-
treffen, Teambesprechungen sowie Supervisionsmög-
lichkeiten.

Kapitel 2 
Besondere Anerkennungsvoraussetzungen

§ 10 
Einzelkräfte im Sinne von § 5 Nummer 3

(1) Einzelkräfte im Sinne von § 5 Nummer 3 haben

1.   selbst über eine Qualifi kation als Fachkraft im Sinne 
dieser Verordnung zu verfügen oder

2.   sofern sie keine Fachkraft sind, eine zielgruppenge-
rechte Qualifi zierung gemäß der Richtlinien, die auf 
der Grundlage des § 87b des Elften Buches Sozialge-
setzbuch beschlossen wurden oder eine vergleichbare 
Qualifi kation nachzuweisen, die mindestens dem In-
halt und Umfang einer Qualifi zierung gemäß der 
Richtlinien, die auf der Grundlage des nach § 87b des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch beschlossen wurden, 
entspricht. Die Vergleichbarkeit ist durch die zustän-
dige Behörde anzuerkennen. 

(2) Einzelkräfte im Sinne von §  5 Nummer  3, die ihre 
Leistungen im Rahmen einer selbstständigen Tätigkeit 
erbringen und die nicht die Voraussetzung des Absatzes 1 
Nummer 1 erfüllen, müssen eine fachliche Begleitung im 
Sinne dieser Verordnung durch entsprechende vertrag-
lich abgesicherte Kooperationen sicherstellen. 

(3) Einzelkräfte im Sinne von §  5 Nummer  3, die in 
einem unmittelbaren Beschäftigungsverhältnis mit einer 
Person nach § 2 Nummer 1 oder Nummer 2 stehen, benö-
tigen bei der Ausübung der von ihnen erbrachten Leis-
tungen die Begleitung durch eine anerkannte Koordinie-
rungsstelle im Sinne des § 11.

§ 11 
Koordinierungsstelle

(1) Die Aufgaben der Koordinierungsstelle können aus-
schließlich von einer nach § 72 des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch zugelassenen Pfl egeeinrichtung wahrgenom-
men werden. Sie hat dafür Sorge zu tragen, dass die 
pfl egerische Versorgung der Nutzerinnen und Nutzer des 
Angebots sichergestellt ist und im Bedarfsfall ergänzend 
Einrichtungen der Tages-, Nacht- und Kurzzeitpfl ege 
eingebunden sind. 

(2) Die Koordinierungsstelle stellt sicher, dass ein 
schriftlicher Vertrag über das bestehende Beschäfti-
gungsverhältnis geschlossen wird. Sie hat darauf zu ach-
ten, dass die dort vereinbarten Regelungen mit den zu 
beachtenden gesetzlichen Vorschriften für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, insbesondere nach dem Ar-
beitszeitgesetz, dem Mindestlohngesetz sowie dem Bun-
desurlaubsgesetz in der jeweils geltenden Fassung 
übereinstimmen.

(3) Für Einzelkräfte hat die Koordinierungsstelle eine 
24-stündige pfl egefachliche Rufbereitschaft anzubieten. 

(4) Die Koordinierungsstelle hat schriftlich zu dokumen-
tieren, wie die vorstehenden Funktionen regelhaft umge-
setzt werden. 

(5) Die Nutzerin oder der Nutzer schließen mit der Ko-
ordinierungsstelle einen Vertrag, der die in den Absät-
zen  1 bis 4 genannten Leistungen einschließt. Gegen-
stand der vertraglichen Vereinbarung muss auch sein, 
dass die vertragliche Vereinbarung zu beenden ist, sobald 
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die in den Absätzen 1 und 2 genannten Voraussetzungen 
nicht mehr erfüllt sind. In diesen Fällen sind die zustän-
digen Behörden und die Pfl egekassen zu informieren. 

(6) Die Koordinierungsstelle ist berechtigt, den Nutze-
rinnen und Nutzern ein angemessenes Entgelt in Rech-
nung zu stellen. Die Preisgestaltung ist im Vorfeld der 
Leistungserbringung transparent darzustellen. 

(7) Die Koordinierungsstelle bedarf vor Aufnahme ihrer 
Tätigkeit der Anerkennung der zuständigen Behörde 
nach der Maßgabe des § 14 Absatz 3. 

§ 12 
Qualifi zierte bürgerschaftlich engagierte Einzelpersonen 

im Sinne von § 5 Nummer 5

Für qualifi zierte bürgerschaftlich engagierte Einzelper-
sonen im Sinne von § 5 Nummer 5 gilt abweichend von 
den Vorgaben des § 7 Absatz 1 sowie § 9, dass

1.   das Angebot nicht mehr als zwei Nutzenden oder 
einer Wohngemeinschaft zur Verfügung stehen soll, zu 
denen ein besonderer persönlicher Bezug besteht,

2.   die Einzelperson mit der anspruchsberechtigten Per-
son nicht bis zum zweiten Grad verwandt oder ver-
schwägert sein und nicht mit ihr in einer häuslichen 
Gemeinschaft leben darf,

3.   keine regelhafte Vergütung oder ein Entgelt vorgese-
hen ist, sondern lediglich die Erstattung entstehender 
Aufwendungen und Auslagen und

4.   eine Basisqualifi zierung durch einen Pfl egekurs ent-
sprechend §  45 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
mit dem inhaltlichen Schwerpunkt der Begleitung 
und Betreuung von Pfl egebedürftigen und Menschen 
mit eingeschränkter Alltagskompetenz nachzuweisen 
ist, soweit es sich bei der bürgerschaftlich engagierten 
Einzelperson nicht um eine Fachkraft im Sinne dieser 
Verordnung handelt oder sie nicht über eine andere 
nach dieser Verordnung anerkannte Qualifi zierung 
verfügt.

Einzelpersonen bestätigen gegenüber der Pfl egekasse 
schriftlich, dass die Voraussetzungen nach Nummer 1 er-
füllt werden. Zur Überprüfung ihrer Angaben erteilen 
sie gegenüber der Pfl egekasse ihre Einwilligung zum Da-
tenabgleich.

§ 13
Angebote für Betreuungsgruppen

Bei Angeboten für Betreuungsgruppen gilt:

1.   Die Zahl der leistungserbringenden Personen ist an 
den Grad des jeweiligen Hilfebedarfes der Teilneh-
menden anzupassen. Das Angebot darf ein Verhältnis 
von 1:3 nicht unterschreiten und insgesamt nicht 
mehr als neun zu betreuende Personen umfassen. Bei 
Wohngruppen im Sinne des zweiten Kapitels des 
Wohn- und Teilhabegesetzes vom 2. Oktober 2014 (GV. 
NRW. S.  625) darf das Angebot nicht mehr als zwölf 
zu betreuende Personen umfassen. Die Nutzung ange-
messener Räumlichkeiten (Größe, Anzahl, sanitäre 
Anlagen) ist sicherzustellen.

2.   Die Betreuungsgruppe ist von einer Fachkraft zu un-
terstützen und anzuleiten.

3.   Die Fachkraft soll eine gerontopsychiatrische, insbe-
sondere bei Betreuungsgruppen für Menschen mit De-
menz, psychiatrische oder heilpädagogische, insbe-
sondere bei Menschen mit geistiger Behinderung oder 
psychischer Erkrankung, Berufserfahrung von min-
destens zwei Jahren, die sie in den letzten acht Jahren 
erworben hat, aufweisen. 

Kapitel 3 
Anerkennung, Widerruf und Erlöschen der Anerkennung 

von Angeboten zur Unterstützung im Alltag

§ 14
Verfahren und Wirkung der Anerkennung

(1) Die Anerkennung ist schriftlich bei der zuständigen 
Behörde zu beantragen. Das Vorliegen der Voraussetzun-

gen ist mit der Antragstellung nachzuweisen. Die Aner-
kennung erfolgt durch schriftlichen Verwaltungsakt. Sie 
kann vorläufi g erteilt, zeitlich und inhaltlich beschränkt 
sowie mit Aufl agen versehen werden. 

(2) Dem Antrag sind insbesondere folgende Unterlagen 
beizufügen:

 1.   Leistungsbeschreibung nach § 9 Absatz 1 einschließ-
lich Angaben zur Höhe der den Pfl egebedürftigen in 
Rechnung zu stellenden Kosten,

 2.  Angaben zur Qualitätssicherung nach § 9 Absatz 2,

 3.   eine Erklärung oder ein Nachweis über die Beantra-
gung eines behördlichen Führungszeugnisses der Ge-
schäftsführung oder der für die Angebotskoordinati-
on verantwortlichen Personen,

 4.   eine Erklärung, den Nutzenden die Leistungsbe-
schreibung zur Verfügung zu stellen,

 5.   die Nachweise der geeigneten Qualifi kation der leis-
tungserbringenden Personen sowie der anleitenden 
und begleitenden Fachkräfte, gegebenenfalls Vorlage 
bestehender Kooperationsverträge,

 6.   eine Bestätigung, dass die Zuverlässigkeit der einge-
setzten leistungserbringenden Personen überprüft 
wurde und fortlaufend überwacht wird,

 7.   eine Bestätigung, dass eine angemessene Haftpfl icht-
versicherung abgeschlossen wurde,

 8.   eine Erklärung, dass das Angebot nicht auf der 
Grundlage der §§ 75, 125 des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch erbracht wird,

 9.   eine Erklärung, der zuständigen Behörde jederzeit 
die erbetenen Auskünfte im Zusammenhang mit dem 
Verfahren zur Anerkennung und ihrer Aufrechter-
haltung zu erteilen,

10.   eine Bestätigung, Änderungen in den Verhältnissen, 
die für die Anerkennung erheblich sind oder über die 
im Zusammenhang mit der Anerkennung Erklärun-
gen abgegeben worden sind, unverzüglich mitzutei-
len, sowie

11.   in den Fällen des § 10 Absatz 3 die Bestätigung einer 
anerkannten Koordinierungsstelle über die Zusam-
menarbeit. 

(3) Koordinierungsstellen müssen dem Antrag auf Aner-
kennung als Stelle im Sinne des § 11 folgende Unterla-
gen beifügen:

1.   ein Muster des Vertrages, welcher zwischen der Koor-
dinierungsstelle und der Einzelperson geschlossen 
werden soll,

2.   ein Konzept, wie im Bedarfsfall ergänzend Einrich-
tungen der Tages-, Nacht- und Kurzzeitpfl ege einge-
bunden werden und

3.   ein Konzept, über die Sicherstellung einer 24-stündi-
gen pfl egefachlichen Rufbereitschaft.

(4) Die zuständige Behörde ist berechtigt, in begründe-
ten Einzelfällen die Vorlage weiterer Nachweise zu ver-
langen. 

(5) Die Anerkennung als Angebot zur Unterstützung im 
Alltag ermöglicht die Abrechnung von Betreuungs- und 
Entlastungsleistungen nach §§ 45b Absatz 1 und des Elf-
ten Buches Sozialgesetzbuch. Sie begründet keinen An-
spruch auf öffentliche Förderung. 

(6) Abweichend von den Regelungen dieser Vorschrift 
werden die Pfl egekassen ermächtigt, das Nähere zum 
Anerkennungsverfahren der Angebote von qualifi zierten 
Einzelpersonen im Sinne von § 5 Nummer 5 zu bestim-
men, insbesondere hinsichtlich der einzureichenden Un-
terlagen und Nachweise. Zudem sind sie für die Erhe-
bung, Speicherung und Verarbeitung der Daten im 
Rahmen des Registrierungsverfahrens zuständig. Die 
Daten können in anonymisierter Form zu Auswertungs-
zwecken den nach dieser Verordnung zuständigen Behör-
den sowie dem für die Pfl egeversicherung zuständigen 
Ministerium zur Verfügung gestellt werden. 
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§ 15 
Verfahrensvorschriften

Für Verwaltungsverfahren nach dieser Verordnung gelten 
die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. 
S. 602), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. 
November 2016 (GV. NRW. S.  934) geändert worden ist, 
entsprechend. 

§ 16 
Mitwirkungspfl ichten

Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat

1.   alle Tatsachen wahrheitsgemäß anzugeben, die für das 
Anerkennungsverfahren und das Fortbestehen der 
Anerkennung erheblich sind, und auf Verlangen der 
zuständigen Behörde der Erteilung der erforderlichen 
Auskünfte durch Dritte zuzustimmen,

2.   Änderungen in den Verhältnissen, die für die Aner-
kennung erheblich sind oder über die im Zusammen-
hang mit der Anerkennung Erklärungen abgegeben 
worden sind, unverzüglich mitzuteilen und

3.   der zuständigen Behörde Nachweise vorzulegen oder 
auf Verlangen ihrer Vorlage zuzustimmen. 

§ 17 
Widerruf und Ruhen der Anerkennung

(1) Die Anerkennung ist durch die zuständige Behörde 
zu widerrufen, wenn

1.   die Anerkennungsvoraussetzungen nach dieser Ver-
ordnung nicht mehr erfüllt sind,

2.   die Leistungserbringung nicht oder nicht mehr auf 
der Grundlage der die Anerkennung begründenden 
Umstände erfolgt,

3.   die Regelungen zur Qualitätssicherung nach § 18 Ab-
satz 1 nicht eingehalten werden oder

4.   wenn der zuständigen Behörde bekannt wird, dass die 
Anbieterin oder der Anbieter das Leistungsangebot 
nicht mehr aufrechterhält. 

(2) Die Anerkennung kann auch widerrufen werden bei 
Verstoß gegen Mitwirkungsverpfl ichtungen auf Grund 
dieser Verordnung, Aufl agen oder sonstige gesetzliche 
Vorgaben. Weiterhin kann die Anerkennung widerrufen 
werden, soweit der zuständigen Behörde bekannt wird, 
dass die notwendige Zuverlässigkeit nicht mehr gegeben 
ist. 

(3) Die Anerkennung kann ferner widerrufen werden, 
wenn über einen Zeitraum von einem Kalenderjahr 
keine Betreuungs- oder Entlastungsleistungen im Sinne 
dieser Verordnung erbracht worden sind. 

(4) Die Anerkennung kann auf Antrag der Anbieterin 
oder des Anbieters bei der zuständigen Behörde ruhend 
gestellt werden, wenn aus vorübergehenden persönlichen 
Gründen eine Ausübung des Angebots nicht möglich ist. 
Nach Wegfall der Hinderungsgründe muss ein Antrag bei 
der zuständigen Behörde auf Wiederaufnahme in das 
Verzeichnis der aktiven Anbieterinnen oder Anbieter 
nach § 21 gestellt werden.

(5) Die nordrhein-westfälischen Landesverbände der 
Pfl egekassen, der Verband der Privaten Krankenversiche-
rung e.V. sowie die Kreise und kreisfreien Städte im Ein-
zugsbereich des Betreuungs- und Entlastungsangebotes 
sind von der zuständigen Behörde unverzüglich über den 
Widerruf oder das Ruhen der Anerkennung zu unter-
richten. 

§ 18
Qualitätssicherung, sonstige Verpfl ichtungen

(1) Der zuständigen Behörde ist jeweils bis zum 31. März 
des Folgejahres durch ausdrückliche Erklärung zu bestä-
tigen, dass die Anerkennungsvoraussetzungen weiterhin 
vorliegen, die Zahl der Nutzenden zu nennen sowie eine 
Übersicht über die eingesetzten Kräfte und die durchge-
führten Fortbildungs- und Schulungsmaßnahmen der 

leistungserbringenden Personen vorzulegen. Zudem ist 
eine Dokumentation über die fachliche Anleitung sowie 
die erbrachten Begleitungen durch die Kooperations-
fachkraft einzureichen.

(2) Die zuständige Behörde ist berechtigt, am Sitz der 
Leistungsanbieterin oder des Leistungsanbieters und in 
besonderen Einzelfällen auch am Ort der Leistungser-
bringung zu überprüfen, ob die Qualitätsanforderungen 
nach dieser Verordnung erfüllt werden. Die Erfüllung der 
Pfl ichten der Leistungsanbieterinnen und Leistungsan-
bieter sowie der Koordinierungsstellen wird von den zu-
ständigen Behörden durch anlassbezogene Prüfungen 
und durch Stichproben überwacht. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für qualifi zierte 
bürgerschaftlich engagierte Einzelpersonen im Sinne von 
§ 5 Nummer 5.

§ 19 
Zuständige Behörde

(1) Zuständige Behörden für Angelegenheiten nach 
Teil 2 dieser Verordnung sind ab dem 1. Januar 2017 die 
Kreise und kreisfreien Städte. 

(2) Die Zuständigkeit der Kreise oder der kreisfreien 
Städte richtet sich nach dem Sitz der Leistungsanbiete-
rin oder des Leistungsanbieters. Wenn die Leistungsan-
bieterin oder der Leistungsanbieter ihren oder seinen 
Sitz außerhalb von Nordrhein-Westfalen hat, kann die 
Leistungsanbieterin oder der Leistungsanbieter ent-
scheiden, in welchem Kreis oder welcher kreisfreien 
Stadt sie oder er den Antrag auf Anerkennung stellt. 
Diese Behörde bleibt bis zum Widerruf oder Erlöschen 
der Anerkennung für diese Leistungsanbieterin oder die-
sen Leistungsanbieter zuständig.

(3) Für die Koordinierungsstellen gelten die Absätze 1 
und 2 entsprechend.

(4) Die Vergleichbarkeit der in § 8 Absatz 4, 2. Alterna-
tive und § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 2 beschriebenen 
Qualifi kationen bedürfen der Anerkennung durch die 
Bezirksregierung, in deren Zuständigkeitsbereich die 
Leistungsanbieterin oder der Leistungsanbieter nach 
dieser Verordnung ihren oder seinen Sitz hat, bei der 
oder dem die Prüfung der Vergleichbarkeit erstmals an-
fällt. Sofern sich dieser Sitz außerhalb von Nordrhein-
Westfalen befi ndet, gilt Absatz  2 Satz  2 und 3 entspre-
chend. Die Bezirksregierungen stimmen ihre 
Entscheidungen untereinander ab.

(5) Zuständig für die Anerkennung der Angebote von 
Einzelpersonen im Sinne des § 5 Nummer 5 ist die jewei-
lige Pfl egekasse, bei der die Abrechnung erfolgt. 

§ 20 
Gebühren

Die Kreise und kreisfreien Städte sind berechtigt, für die 
Aufgaben, die sich aus § 8 Absatz 3, § 11 Absatz 4 und 7, 
§ 14 Absatz 1, 17 Absatz 1, 2 und 4 und § 18 ergeben, Ge-
bühren zu erheben.

Kapitel 4 
Monitoring

§ 21
Verzeichnis

(1) Die für die Anerkennung des Angebotes zuständige 
Behörde führt ein Verzeichnis, das die in Nordrhein-
Westfalen nach dieser Verordnung anerkannten Angebote 
zur Unterstützung im Alltag sowie Koordinierungsstel-
len nach § 11 mit Ausnahme der Angebote von Anbiete-
rinnen und Anbietern nach § 5 Nummer 5 und der erlo-
schenen und widerrufenen Anerkennungen ausweist. 
Es  ist im Internet öffentlich zugänglich zur Verfügung 
zu stellen und bei Änderungen unverzüglich zu aktuali-
sieren. 

(2) Mit der Anerkennung eines Angebotes zur Unterstüt-
zung im Alltag erfolgt die Aufnahme in das Verzeichnis. 
Mit Widerruf, Rücknahme, Ruhendstellen oder Erlöschen 
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der Anerkennung eines Angebots wird dieses unverzüg-
lich aus dem Verzeichnis entfernt. 

(3) Das Verzeichnis beinhaltet folgende Daten:

1.   Name und Kontaktdaten der Anbieterinnen und An-
bieter,

2.  Anzahl und Qualifi kation der eingesetzten Personen,

3.  Zielgruppen,

4.  Beschreibung, Art und Preis der Angebote,

5.  Einzugsbereich der Angebote und

6.  Datum der Anerkennung. 

Die Daten fi nden auch Eingang in die Preis- und Leis-
tungsvergleichsliste nach § 7 Absatz 3 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch.

(4) Differenzierungen insbesondere nach Art und/oder 
Inhalt der Angebote sind zulässig. 

§ 22 
Elektronische Datenverarbeitung

(1) Das für die Pfl egeversicherung zuständige Ministe-
rium wird für die Antrags- und Verwaltungsverfahren 
nach dieser Verordnung ein elektronisches Datenverar-
beitungssystem entwickeln. Die zuständigen Behörden, 
Anbieterinnen und Anbieter sowie die Koordinierungs-
stellen sind verpfl ichtet, dieses Verfahren zu nutzen. Das 
Verfahren entbindet jedoch nicht von der Verpfl ichtung, 
bestimmte Erklärungen mit rechtsverbindlicher Unter-
schrift abzugeben, soweit dies vorgeschrieben ist. Soweit 
Anbieterinnen und Anbieter beziehungsweise Koordinie-
rungsstellen nicht über die technischen Voraussetzungen 
verfügen, kann ausnahmsweise auch eine schriftliche 
Meldung der erforderlichen Daten erfolgen. Darüber hi-
naus kann das für die Pfl egeversicherung zuständige Mi-
nisterium über Ausnahmen von der Verpfl ichtung nach 
Satz 2 im Wege der Allgemeinverfügung entscheiden. 

(2) Die zuständigen Behörden sind berechtigt, zum Zwe-
cke der Durchführung des Verfahrens folgende Daten zu 
verarbeiten:

1.  Name, Anschrift und Rechtsform 

 a)   der Anbieterin oder des Anbieters der Angebote 
nach dieser Verordnung, 

 b)  der Koordinierungsstelle beziehungsweise 

 c)   der Anbieterin oder des Anbieters der Schulung 
und

2.   sämtliche nach den §§ 16 und 18 notwendigen Anga-
ben. 

(3) Das für die Pfl egeversicherung zuständige Ministe-
rium ist berechtigt, zum Zwecke einer landesweiten Pla-
nung Auswertungen vorzunehmen. Personenbezogene 
Daten sind vorher zu anonymisieren, soweit keine Zu-
stimmung zur Verwendung der Daten vorliegt. 

(4) Verantwortliche Stelle im Sinne des § 3 Absatz 3 des 
Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 9. Juni 2000 (GV. NRW. 
S. 542), das zuletzt durch Gesetz vom 2. Juni 2015 (GV. 
NRW. S.  482) geändert worden ist, ist die Stelle, die im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit nach dieser Verordnung 
Daten in eigener Verantwortung verarbeitet oder in 
ihrem Auftrag von einer anderen Stelle verarbeiten lässt. 
Verantwortliche Stelle für den Einsatz des Verfahrens 
der elektronischen Datenverarbeitung ist das für die 
Pfl egeversicherung zuständige Ministerium. 

§ 23 
Ombudsperson

Von Kreisen oder kreisfreien Städten bestellte Ombuds-
personen nach §  16 des Wohn- und Teilhabegesetzes 
 können auf Anfrage auch bei Streitigkeiten zwischen 
Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbietern und 
Nutzerinnen und Nutzern über alle Fragen im Zusam-
menhang mit der Nutzung der Angebote nach dieser Ver-
ordnung vermittelnd tätig werden. Das für die Pfl egever-
sicherung zuständige Ministerium kann eine zentrale 
Ombudsperson bestellen. 

Teil 3
Förderung von Vorhaben nach § 45c und § 45d 

des Elften Buches Sozialgesetzbuch

§ 24 
Förderziele

(1) Nach den §§ 45c und § 45d des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch können unter Beachtung der Landeshaus-
haltsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. April 1999 (GV. NRW. S. 158) in der jeweils geltenden 
Fassung Zuwendungen für folgende Maßnahmen ge-
währt werden:

1.   Weiterentwicklung und Erprobung neuer modellhaf-
ter Versorgungskonzepte und Versorgungsstrukturen 
insbesondere für an Demenz erkrankte Pfl egebedürf-
tige sowie andere Gruppen von Pfl egebedürftigen, 
deren Versorgung in besonderem Maße der strukturel-
len Weiterentwicklung bedarf,

2.   Aufbau und Sicherstellung von Agenturen (beispiels-
weise im Rahmen der Wohnberatung) mit dem Ziel 
der Gewährleistung einer umfassenden Netzwerk- 
und Informationsarbeit über die Hilfeangebote für 
Menschen der Zielgruppe sowie der Unterstützung 
bei der Auswahl und Vermittlung von Angeboten zur 
Unterstützung im Alltag und erforderlicher Hilfen zur 
Ermöglichung eines längstmöglichen Verbleibs in der 
eigenen Häuslichkeit und im Wohnumfeld,

3.   eine landesweite Koordination und Unterstützung, 
Beratung, Schulung und Qualifi zierung sowie Vernet-
zung und Initiierung lokaler Institutionen, Angebote 
und Initiativen der Engagementförderung, Selbsthil-
feförderung und Beratung oder

4.   Auf- und Ausbau von Selbsthilfegruppen, -organisa-
tionen und -kontaktstellen im Sinne des §  45d des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch, die sich die Unter-
stützung von Pfl egebedürftigen sowie von deren An-
gehörigen und vergleichbar Nahestehenden zum Ziel 
gesetzt haben. 

(2) Die Förderziele des Landesförderplans nach § 19 des 
Alten- und Pfl egegesetzes Nordrhein-Westfalen vom 2. 
Oktober 2014 (GV. NRW. S. 625) sind zu beachten. 

§ 25 
Antragsberechtigung

Antragsberechtigt sind juristische sowie natürliche Per-
sonen nach Maßgabe des Landesförderplans nach §  19 
des Alten- und Pfl egegesetzes Nordrhein-Westfalen.

§ 26 
Fördervoraussetzungen

(1) Eine Förderung nach diesem Kapitel setzt voraus, 
dass

1.   eine Finanzierung aus eigenen Mitteln oder durch an-
derweitige Förderung nicht sichergestellt ist,

2.   das Projekt den Maßnahmenzielen des Landesförder-
plans nach § 19 des Alten- und Pfl egegesetzes Nord-
rhein-Westfalen entspricht,

3.   die gewonnenen Erkenntnisse insbesondere bei mo-
dellhaften Maßnahmen nach § 45c des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch nachhaltig umsetzbar sind,

4.   eine wissenschaftliche Begleitung und Auswertung 
der Modellvorhaben vorgesehen ist, die allgemein an-
erkannten wissenschaftlichen Standards entspricht,

5.   das Einvernehmen mit den nordrhein-westfälischen 
Landesverbänden der Pfl egekassen sowie dem Ver-
band der Privaten Krankenversicherung e.V. vorliegt 
und

6.   die eingesetzten Personen mit Blick auf die jeweilige 
Aufgabe fachlich geeignet sind. 

(2) Bei Förderungen, die Landesmittel beinhalten, sind 
die §§  23, 44 der Landeshaushaltsordnung und die 
hierzu ergangenen Verwaltungsvorschriften zu beachten. 

(3) Soweit im Rahmen der Modellvorhaben personenbe-
zogene Daten benötigt werden, können diese nur mit 
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Einwilligung der betroffenen Personen erhoben, verar-
beitet und genutzt werden. 

(4) Das Nähere zu den förderfähigen Maßnahmen und 
den damit verbundenen Voraussetzungen regelt der Lan-
desförderplan nach §  19 des Alten- und Pfl egegesetzes 
Nordrhein-Westfalen. Er kann programmspezifi sche Vor-
gaben vorsehen. 

§ 27 
Art, Umfang und Dauer der Förderung

(1) Die Förderung erfolgt als Projektförderung, in der 
Regel als Anteilsfi nanzierung in Form eines Zuschusses 
oder einer Zuweisung. 

(2) Von der Förderung umfasst sein kann auch die wis-
senschaftliche Begleitung und Auswertung der Maßnah-
men. 

(3) Die Förderung der Modellvorhaben ist in der Regel 
auf maximal drei Jahre begrenzt. Sie kann in Ausnahme-
fällen insgesamt bis zu fünf Jahre erfolgen. 

§ 28 
Antrags- und Bewilligungsverfahren

(1) Anträge auf Förderung sind schriftlich bei der zu-
ständigen Behörde zu stellen. 

(2) Den Anträgen auf Förderung nach §  45c des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch ist eine Stellungnahme des 
Kreises oder der kreisfreien Stadt beizufügen, in dem 
oder der das Projekt durchgeführt werden soll. Die Stel-
lungnahme soll Aussagen zur Bedeutung des Projektes 
für die örtliche Angebotsstruktur enthalten. 

(3) Die Entscheidung über eine Förderung erfolgt nach 
pfl ichtgemäßem Ermessen im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel durch Zuwendungsbescheid. 
Vor der Entscheidung hat die zuständige Behörde das 
Einvernehmen mit dem für die Pfl egeversicherung zu-
ständigen Ministerium, den nordrhein-westfälischen 
Landesverbänden der Pfl egekassen und dem Verband der 
Privaten Krankenversicherung e.V. herzustellen. Sie un-
terrichtet den Kreis oder die kreisfreie Stadt, in dem 
oder in der das Projekt durchgeführt wird, über die Be-
willigung von Fördermitteln. 

(4) Bei der Entscheidung über die Förderung sind die 
Trägervielfalt sowie eine gleichmäßige regionale Vertei-
lung der Fördermittel zu berücksichtigen. 

(5) Die zuständige Behörde informiert das Bundesversi-
cherungsamt über positive Förderentscheidungen und 
die Höhe der zugesagten Fördermittel des Landes bezie-
hungsweise der Kommunen oder sonstiger öffentlich-
rechtlicher Träger des Landes Nordrhein-Westfalen. 

(6) Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Förder-
mitteln besteht nicht. 

§ 29 
Zuständige Behörde für die Förderverfahren

(1) Zuständige Behörde für die Förderverfahren nach 
diesem Teil ist die Bezirksregierung Düsseldorf. 

(2) In Förderangelegenheiten des Landes erfolgt die Pro-
jektbearbeitung einschließlich der Verwendungsnachwei-
sprüfung nach Abschluss der Maßnahme nach Maßgabe 
der Verwaltungsvorschriften zu §  44 der Landeshaus-
haltsordnung. 

§ 30 
Mitwirkungspfl ichten nach § 45c des Elften Buches 

 Sozialgesetzbuch

Die Antragstellenden sind verpfl ichtet, sich an Maßnah-
men der wissenschaftlichen Begleitung und der Auswer-
tung gemäß § 45c Absatz 5 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch sowie an der Überprüfung der Wirksamkeit 
ihrer Konzepte und Maßnahmen zur Qualitätssicherung 
gemäß § 45c Absatz 3 Satz 2 und 3 des Elften Buches So-
zialgesetzbuch zu beteiligen und die hierzu von der zu-
ständigen Behörde oder einer anderen von dem für die 
Pfl egeversicherung zuständigen Ministerium benannten 
Stelle festgelegten Anforderungen zu erfüllen. Soweit 

das Ministerium bezüglich der Landesmittel ein geson-
dertes Controllingverfahren vorsieht, bezieht sich die 
Mitwirkungspfl icht auch hierauf. Die Übermittlung per-
sonenbezogener Daten ist nur mit Einwilligung der Be-
troffenen oder der gesetzlichen Vertretung zulässig, im 
Übrigen erfolgt die Übermittlung in anonymisierter 
Form. 

Teil 4 
Schlussvorschriften

§ 31 
Inkrafttreten, Berichtspfl icht, Übergangsregelung

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 
Das für die Pfl egeversicherung zuständige Ministerium 
berichtet der Landesregierung bis zum 31. Dezember 
2026 über die Erfahrungen mit dieser Verordnung. 

(2) Bereits vor Inkrafttreten dieser Verordnung aner-
kannte Betreuungsangebote bedürfen keines neuen An-
trags auf Anerkennung. Auch für sie gelten ab dem 1. Ja-
nuar 2017 die Anforderungen nach dieser Verordnung, 
soweit im Folgenden nicht ausdrücklich etwas anderes 
geregelt ist.

(3) Verfügt eine Leistungsanbieterin oder ein Leistungs-
anbieter über eine Anerkennung für ein niedrigschwelli-
ges Betreuungsangebot nach der Verordnung über nied-
rigschwellige Hilfe- und Betreuungsangebote für 
Pfl egebedürftige vom 22. Juni 2003 (GV. NRW. S.  432), 
die zuletzt durch Verordnung vom 14. Juli 2016 (GV. 
NRW. S. 460) geändert worden ist, oder erbringt sie oder 
er Leistungen als zugelassener Pfl egedienst, so gelten 
von ihr oder ihm erbrachte Leistungen gemäß § 4 Num-
mern 2 und 3 übergangsweise als anerkanntes niedrig-
schwelliges Entlastungsangebot nach dieser Verordnung, 
soweit

1.   diese Leistungen mit der bereits für die Betreuungs-
leistungen anerkannten oder der Zulassung als Pfl e-
gedienst zugrundliegenden Personalstruktur (fachli-
che Qualifi kationen) durchgeführt beziehungsweise 
begleitet werden,

2.   das Entgelt für das Angebot höchstens 25 Euro pro 
Stunde einschließlich etwaiger Fahrkosten beträgt 
und

3.   diese Leistungen, sofern sie von Leistungsanbieterin-
nen und Leistungsanbietern eines nach dieser Verord-
nung anerkannten Betreuungsangebotes erbracht 
werden, einschließlich Anzahl, Art und Angaben der 
eingesetzten haupt- und ehrenamtlichen Kräfte im 
jährlichen Tätigkeitsbericht (§  18 Absatz  1) aufge-
führt werden.

Die Anbieterin oder der Anbieter hat bis zum 30. Juni 
2017 einen Antrag auf Anerkennung des Angebots zu 
stellen. Die Anerkennungsfi ktion nach Satz 1 gilt bis zu 
einer Entscheidung über den Antrag, längstens jedoch 
bis zum 31. Dezember 2017. Wird kein Antrag auf Aner-
kennung des Angebots gestellt, endet die Anerkennungs-
fi ktion mit Ablauf des 30. Juni 2017. 

(4) Eine vor dem 1. Januar 2017 absolvierte Qualifi zie-
rung nach § 3 Absatz 2 Nummer 2 der Verordnung über 
niedrigschwellige Hilfe- und Betreuungsangebote für 
Pfl egebedürftige gilt als gleichwertig mit einer Basisqua-
lifi zierung gemäß § 8 Absatz 2. Eine Person, die vor dem 
1. Januar 2017 mit Billigung der zuständigen Behörde in 
einem anerkannten Betreuungsangebot als Fachkraft 
oder leistungserbringende Person eingesetzt war, kann 
auch in Zukunft als solche tätig sein. 

(5) Einzelkräfte im Sinne des §  5 Nummer  3, die keine 
Fachkräfte sind, aber bis zum 31. Dezember 2016 auf der 
Grundlage der Verordnung über niedrigschwellige Hilfe- 
und Betreuungsangebote für Pfl egebedürftige tätig 
waren, können diese Tätigkeit auch weiterhin als leis-
tungserbringende Personen ausüben. Sie haben der zu-
ständigen Behörde bis zum 31. Dezember 2018 einen 
Nachweis über eine zielgruppengerechte Qualifi zierung 
im Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 2 zu erbringen. 

(6) Sofern eine anleitende und begleitende Fachkraft im 
Sinne von § 6 Absatz 1 Nummer 3 nicht vorhanden ist, 
haben bereits nach der Verordnung über niedrigschwel-
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lige Hilfe- und Betreuungsangebote für Pfl egebedürftige 
anerkannte und tätige Anbieterinnen und Anbieter bis 
spätestens zum 31. Dezember 2017 eine Kooperations-
vereinbarung mit einer Fachkraft zu schließen oder eine 
Fachkraft anzustellen. 

(7) Anbieterinnen und Anbieter von Qualifi zierungsmaß-
nahmen nach §  3 Absatz  2 Nummer  2 der Verordnung 
über niedrigschwellige Hilfe- und Betreuungsangebote 
für Pfl egebedürftige sind berechtigt, mit der Verkündung 
dieser Verordnung die erforderlichen Basisqualifi zierun-
gen nach §  8 bis zur Entscheidung über ihre Anerken-
nung anzubieten und zu vermitteln. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass die Qualifi zierungsmaßnahmen im 
Umfang und Inhalt den Regelungen dieser Verordnung 
entsprechen. Einen Antrag auf Anerkennung ihres Schu-
lungskonzepts haben diese Anbieterinnen und Anbieter 
bis zum 30. Juni 2017 zu stellen.

(8) Die Pfl icht zur Abgabe von Erklärungen gemäß § 18 
Absatz 1 gilt erstmals zum 31. März 2018. 

(9) Abweichend von § 19 Absatz 1 verbleibt die Zustän-
digkeit für anhängige Verfahren zu allen bis zum 31. De-
zember 2016 gestellten und noch nicht beschiedenen An-
trägen beziehungsweise bereits vor dem 31. Dezember 
2016 vorgenommenen oder vorzunehmenden sonstigen 
Mitwirkungshandlungen bis zu ihrem Abschluss bei der 
Bezirksregierung Düsseldorf. Sämtliche neue Anträge 
und sonstige Mitwirkungshandlungen sind dagegen ab 
dem 1. Januar 2017 auch für bereits anerkannte Ange-
bote gegenüber den nach § 19 Absatz 1 zuständigen Be-
hörden zu erklären beziehungsweise vorzunehmen. Die 
jeweiligen Zuständigkeiten nach Satz 1 und 2 umfassen 
auch die Zuständigkeit für gerichtliche Streitverfahren 
und etwaige gesetzlich vorgesehene Vorverfahren.

Düsseldorf, den 6. Dezember 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter

Barbara  S t e f f e n s
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